
Anmerkung Schlothauer Haftrecht Entscheidungen

mit keinem Wort anspricht, ist die Frage, ob der Angeklagte
einer Verteidigung durch seinen bisherigen Verteidiger m�gli-
cherweise den Vorrang gegen�ber einem fr�heren Hauptver-
handlungstermin einger�umt h�tte. Dies wirft die Frage nach
der Disponibilit�t des Beschleunigungsgebots in Untersu-
chungshaftverfahren auf.

II. Disponibilit�t des Beschleunigungsgebots. Das OLG Bremen
geht zutreffender Weise davon aus, dass es das »Recht« des An-
geklagten sei, »dass der Vollzug von Untersuchungshaft nicht
l�nger als unbedingt n�tig andauert«. Dieses Recht ist aus-
dr�cklich in Art. 5 Abs. 3 EMRK verankert, wonach jede fest-
genommene Person »Anspruch auf ein Urteil innerhalb ange-
messener Frist oder auf Entlassung w�hrend des Verfahrens«
hat. Auch Art. 6 Abs. 1 EMRK begr�ndet das Recht jeder Per-
son, dass �ber eine gegen sie erhobene Anklage »innerhalb an-
gemessener Frist verhandelt wird«. Der Schutzzweck dieser
Gew�hrleistungen ist die pers�nliche Freiheit des Betroffenen.
Im Bereich der Freiheitsentziehung ist die M�glichkeit einer
Einwilligung anerkannt.3 Voraussetzung ist, dass der Verzicht
»freiwillig« erfolgt.4 Da es vorliegend um die Abw�gung zweier
dem Angeklagten zustehender Rechte geht (Recht auf Vertei-
diger der Wahl: Art. 6 Abs. 3 lit. c EMRK und Anspruch auf
ein Urteil innerhalb angemessener Frist: Art. 5 Abs. 3
EMRK), widerspricht ein Verzicht auf eines dieser Rechte kei-
nem �ffentlichen Interesse.5 Solange von dem Verzicht auf
Wahrung des Beschleunigungsgebots nicht auch Freiheitsrech-
te inhaftierter Mitangeklagter betroffen sind, werden auch kei-
ne sch�tzenswerten Drittinteressen ber�hrt.

Das OLG Bremen leitet aber in der vorstehenden Entschei-
dung den Beschleunigungsgrundsatz in Untersuchungshaft-
sachen nicht aus der EMRK, sondern aus dem Rechtsstaats-
prinzip des Art. 20 Abs. 3 GG und dem Grundrecht der per-
s�nlichen Freiheit (Art. 2 Abs. 2 GG) ab. W�hrend Eingriffe
in Letzteres einer Einwilligung des Betroffenen zug�nglich
sind, sofern sie freiwillig erfolgt,6 ist das Rechtsstaatsprinzip
ein Grundelement der staatlichen Ordnung, wie schon
Art. 79 Abs. 3 GG belegt. Allerdings leiten sich nach der
Rechtsprechung des BVerfG daraus auch individuelle Ge-
w�hrleistungen ab, zu denen u.a. das Recht auf besonders
beschleunigte Durchf�hrung des Strafverfahrens in Untersu-
chungshaftsachen als Auspr�gung des Verh�ltnism�ßigkeits-
prinzips z�hlt.7 Andererseits gew�hrleistet das Rechtsstaats-
prinzip nach der Rechtsprechung des BVerfG auch eine
funktionst�chtige Strafrechtspflege, weshalb das Beschleuni-
gungsgebot auch der verfassungsrechtlichen Pflicht zur best-
m�glichen Erforschung der materiellen Wahrheit diene, weil
durch Zeitablauf die Beweisgrundlage verf�lscht werden k�n-
ne.8 Eine durch Terminsschwierigkeiten des Verteidigers be-
dingte Verfahrensverz�gerung ad calendas graecas w�re des-
halb auch bei einem Verzicht des Betroffenen auf die Einhal-
tung des Beschleunigungsgebots unzul�ssig.

III. Angeklagter als Verfahrenssubjekt. In dem vom OLG Bre-
men entschiedenen Sachverhalt w�rde es zu einer erheblichen
Verz�gerung des Verfahrens auch dann nicht gekommen
sein, wenn der dem Beschuldigten beigeordnete Verteidiger
seines Vertrauens nicht abberufen worden w�re. Keinesfalls
w�re durch die um maximal zwei Monate verz�gerte Durch-
f�hrung der Hauptverhandlung die Beweisgrundlage ver-
schlechtert und der staatliche Strafanspruch beeintr�chtigt
worden. Statt einer autoritativen gerichtlichen L�sung des

Konflikts zwischen den Rechten des Angeklagten auf be-
schleunigte Durchf�hrung des Verfahrens und Verteidigung
durch den Verteidiger seines Vertrauens w�re es deshalb ge-
boten gewesen, dem Angeklagten Gelegenheit zu geben,
hier�ber eine Entscheidung zu treffen. Denn ihm muss als
Ausfluss des Rechtsstaatsprinzips die M�glichkeit gegeben
werden, zur Wahrung seiner Rechte auf den Gang des Straf-
verfahrens Einfluss zu nehmen.9

Rechtsanwalt Prof. Dr. Reinhold Schlothauer, Bremen.

Beiordnung des »Verteidigers seiner Wahl«
StPO §§ 140 Abs. 2, 142, 304

1. Die Ablehnung der Beiordnung eines Verteidigers (hier:
im Vollstreckungsverfahren) ist isoliert anfechtbar.

2. Dem Betroffenen ist der Verteidiger seiner Wahl beizu-
ordnen, wenn zu diesem ein besonderes Vertrauensver-
h�ltnis besteht. Zu dessen Bestehen sind Einzelheiten sub-
stantiiert vorzutragen; der Anwalt ist ggf. in dem erforder-
lichen Umfang von der Schweigepflicht zu entbinden.

3. Dass der Betroffene in der Vergangenheit schon h�ufi-
ger – zum Teil nach kurzer Zeit – seine Anw�lte gewechselt
hat, widerspricht nicht zwingend der Annahme eines be-
sonderen Vertrauensverh�ltnisses zu einem neuen Anwalt.

KG, Beschl. v. 10.12.2015 – 2 Ws 295/15

Aus den Gr�nden: I. Das LG Berlin verurteilte den Bf. am
29.10.2012 wegen schweren sexuellen Missbrauchs eines Kindes
in Tateinheit mit Verstoß gegen Weisungen w�hrend der F�hrungs-
aufsicht zu einer Freiheitsstrafe von 2 J. 6 M. und ordnete zugleich
seine Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus an. [...]

Mit Blick auf die nunmehr erneut anstehende �berpr�fung gem.
§ 67e Abs. 1, 2 StGB beantragte der Verurt. mit einem im August
2015 bei der StA Berlin eingegangenem Schreiben u.a., ihm RAin
F. als Pflichtverteidigerin beizuordnen. [...]

Mit dem angefochtenen Beschl. v. 03.11.2015 hat der Vors. der
StVK den Antrag der Wahlverteidigerin RAin F. auf Bestellung
zur Pflichtverteidigerin abgelehnt. [...]

II. Die [...] (einfache) Beschwerde ist zul�ssig, insb. gem.
§ 304 Abs. 1 StPO statthaft und auch nicht nach § 305
S. 1 StPO analog ausgeschlossen. Die Ablehnung der Bestel-
lung eines RA zum Pflichtverteidiger steht nicht in einem
inneren Zusammenhang mit der Beschlussfassung in dem
Sinne, dass sie dieser notwendig vorausgeht; sie dient viel-
mehr unabh�ngig davon der Sicherung des justizf�rmigen
Verfahrens und hat des halb eine eigenst�ndige prozessuale
Bedeutung (vgl. Meyer-Großner/Schmitt, StPO, 58. Aufl.,
§ 305 Rn. 5; Senat, Beschl. v. 05.11.2015 – 2 Ws 271/15 –
und v. 08.07.2013 – 2 Ws 349/13 jew. juris).

2. Die Beschwerde ist auch begr�ndet.

3 LR-StPO/Esser, 26. Aufl. 2010, Art. 5 EMRK Rn. 30.
4 SK-StPO/Paeffgen, 4. Aufl. 2012, EMRK Einl. Rn. 346.
5 Hierzu SK-StPO/Paeffgen (Fn. 4), Rn. 396.
6 H�mig-GG/Anthony, 9. Aufl. 2010, Die Grundrechte Rn. 13.
7 Kazele, Untersuchungshaft, 2008, S. 68.
8 BVerfGE 133, 168 (200 f.) Tz. 59 = StV 2013, 353.
9 Maunz/D�rig-GG/Grzeszick, 2006, Art. 20 Abs. 3 Rn. 144; Dreier-GG

II/Schulze-Fielitz, 3. Aufl. 2015, Art. 20 Rn. 217 m.N. aus der Rspr. des
BVerfG.
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Entscheidungen Haftrecht

Nach § 142 Abs. 1 S. 1 StPO soll dem Besch. vor der Bestel-
lung eines Verteidigers Gelegenheit gegeben werden, »einen
Verteidiger seiner Wahl zu bezeichnen.« Macht der Besch.
von seinem Vorschlagsrecht Gebrauch, ist der benannte Ver-
teidiger zu bestellen, wenn »kein wichtiger Grund entgegen-
steht«. Bis zum Inkrafttreten der Neufassung des § 142 Abs. 1
StPO am 01.10.2009 im Zuge des 2. Opferrechtsreformgesetz
war die Entscheidung des Vors. nach dem damaligen Wortlaut
der Vorschrift weiter dadurch eingeschr�nkt, dass der zu be-
stellende Verteidiger »m�glichst aus der Zahl der in dem Ge-
richtsbezirk niedergelassenen RAe ausgew�hlt« werden sollte.
Durch die Neufassung wollte der Gesetzgeber die Bedeutung
eines besonderen Vertrauensverh�ltnisses zwischen Verteidiger
und Besch. als Auswahlkriterium hervorheben, was im fr�he-
ren Wortlaut der Bestimmung nur unzureichend zum Aus-
druck gekommen war (vgl. BT-Drs. 16/1209, 20; aus. dazu
Burhoff, EV 7. Aufl., Rn. 2769 ff.).

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang allerdings,
dass die pauschale Behauptung eines solchen Vertrauensver-
h�ltnisses nicht gen�gt. Vielmehr sind dazu – jenseits von
Umst�nden, die den eigentlichen Kern des vertraulichen Ver-
h�ltnisses zwischen Mandanten und Verteidiger betreffen –
Einzelheiten substantiiert vorzutragen (wie etwa Dauer des
Mandatsverh�ltnisses, H�ufigkeit und Art bisheriger Kon-
takte etc.). Daran ist der Verurt. von vornherein nicht gehin-
dert, da er keiner Schweigepflicht unterliegt; zudem hat er es
in der Hand, seinen Verteidiger von dessen Schweigepflicht
in dem erforderlichen Umfang zu entbinden und so zu
einem entsprechenden Vortrag zu erm�chtigen (vgl. dazu
Lehmann NStZ 2012, 188).

Von einem solchen Vertrauensverh�ltnis ist hier (anders als in
den Beschl. des Senats OLGSt StPO § 142 Nr 9 und v.
05.11.2015 – 2 Ws 271/15, juris zugrunde gelegenen Konstel-
lationen) bereits auszugehen. Dies folgt aus den in den Schrei-
ben der Verteidigerin und des Verurt. im Einzelnen aufgef�hr-
ten Umst�nden, insbes. aus der Dauer des Mandatsverh�ltnis-
ses, sowie der H�ufigkeit und der Intensit�t der bisherigen
Kontakte. Dass der Verurt. seinen »Glauben« in seine fr�heren
im Vollstreckungsverfahren sukzessive f�r ihn aufgetretenen
Verteidiger bereits nach jeweils kurzer Zeit wieder verloren hat-
te, ist zwar bemerkenswert. So waren f�r ihn bislang im Rah-
men der Vollstreckung seit M�rz 2013 immerhin schon sieben
Verteidiger t�tig, n�mlich [...] und nunmehr RAin F. Auch
wenn die Anzahl und kurze Dauer der bisherigen Mandatsver-
h�ltnisse insgesamt eher auf »leichtfl�chtige« und gegen von
besonderem Vertrauen gepr�gte Beziehungen zwischen dem
Verurt. und all seinen fr�heren Verteidigern hindeuten, wider-
spricht dies jedenfalls (noch) nicht zwingend der Annahme ei-
nes Vertrauensverh�ltnisses zu der nunmehrigen Verteidigerin.

Ein »wichtiger Grund«, der der Bestellung der Wahlverteidi-
gerin entgegensteht (§ 142 Abs. 1 S. 2 StPO), ist letztlich
nicht ersichtlich. Zwar kann bei der erforderlichen Gesamtab-
w�gung auch die Entfernung zwischen der Kanzlei des Vertei-
digers einerseits und dem Unterbringungs- oder Gerichtsort
andererseits (mit)ber�cksichtigt werden. Doch hat dieser Ge-
sichtspunkt nach der �nderung des § 142 Abs. 1 StPO durch
das 2. Opferrechtsreformgesetz an Gewicht verloren (vgl. dazu
Senat OLGSt StPO § 142 Nr. 9 sowie Beschl. v. 05.11.2015 –
2 Ws 271/15, juris) und ist, soweit – wie hier – ein Vertrau-
ensverh�ltnis schon entstanden ist, grunds�tzlich nachrangig.

Hinzu kommt, dass die Verteidigerin jedenfalls im Hinblick
auf etwaige mit der Entfernung einhergehende Mehrkosten
[...] verbindlich zugesagt hat, »niemals �bernachtungskosten
geltend machen« zu wollen.

Jenseits dessen kann ein der Bestellung entgegehstehender
wichtiger Grund grunds�tzlich auch darin bestehen, dass der
bezeichnete Verteidiger etwa wegen starker beruflicher Belas-
tung f�r eine zeitnahe Durchf�hrung des Verfahrens nicht zur
Verf�gung steht. Denn das Recht eines Besch., sich von einem
Anwalt seiner Wahl und seines Vertrauens vertreten zu lassen,
gilt grunds�tzlich nicht uneingeschr�nkt. Eine Versagung
kann insbes. dann gerechtfertigt sein, wenn die Terminslage
des Verteidigers zu einer erheblichen Verz�gerung des Verfah-
rens f�hren w�rde (vgl. dazu jew. m.w.N.: BVerfG NStZ-RR
2007, 311 (314); Meyer-Großner/Schmitt a.a.O., § 142
Rn. 9a). Doch ist auch daf�r nichts ersichtlich [...], zumal an-
gesichts der bislang ungekl�rten Verteidigungsverh�ltnisse ein
Anh�rungstermin noch gar nicht festgesetzt worden ist. [...]

Mitgeteilt von RAin Eva Wilhelm-Furtw�ngler, Saarbr�cken.

Pflichtverteidigung im
Vollstreckungsverfahren

StPO § 140 Abs. 2

Spricht sich ein Sachverst�ndigengutachten nicht g�nz-
lich gegen eine Aussetzung der Strafvollstreckung in Ver-
bindung mit einer Therapieweisung aus, weist der Voll-
streckungsfall Schwierigkeiten auf, die die Beiordnung ei-
nes Pflichtverteidigers erfordern.

OLG Schleswig, Beschl. v. 09.09.2015 – 1 Ws 317, 319/15

Mitgeteilt von RA Hermann Junghans, L�beck.

Notwendige Verteidigung im
Vollstreckungsverfahren

StPO § 140 Abs. 2

ImVollstreckungsverfahren istdemVerurteilteneinPflicht-
verteidiger beizuordnen, wenn die Sach- oder Rechtslage
schwierigoderderVerurteilteaussonstigenGr�ndenseine
Rechtenichtwahrnehmenkann,§ 140Abs. 2StPOanalog.
Maßstab ist dabei nicht das zugrundeliegende Erkenntnis-
verfahren, sondern die Schwere des Vollstreckungsfalles
f�r den Verurteilten bzw. die Schwierigkeit der Sach- und
Rechtslage des Vollstreckungsverfahrens.

OLG K�ln, Beschl. v. 29.12.2015 – 2 Ws 834/15

Beiordnung eines Pflichtverteidigers im
Unterbringungsverfahren

StPO §§ 140, 142, 304

1. Da gem. § 142 Abs. 1 S. 2 StPO der von dem Unterge-
brachten bezeichnete Verteidiger zu bestellen ist, wenn
nicht wichtige Gr�nde entgegenstehen, kommt die Vor-
schrift einer Anh�rungspflicht gleich, von der nur in Aus-
nahmef�llen abgewichen werden darf
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